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Vorwort

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

die Hessische Landesregierung hat trotz und neben der 

für dieses Jahr angesetzten Besoldungs-„Nullrunde“ 

für Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beam-

ten nunmehr eine weitere faktische Besoldungskür-

zung beschlossen. Durch die zwischenzeitlich erfolgte 

Verabschiedung der sog. 13. Beihilfe-Änderungsver-

ordnung (13. BeihÄVO) durch das Kabinett werden die 

sog. stationären Wahlleistungen ab dem 1. November 

2015 aus der Beihilfe herausgenommen, können aber 

durch die Zahlung von monatlich 18,90 Euro, d.h. 

jährlich 226,80 Euro weiter beihilfefähig bleiben. Die-

se Möglichkeit enthielt der ursprüngliche Entwurf der 

13. BeihÄVO, der lediglich die Herausnahme der sog. 

stationären Wahlleistungen zum Gegenstand und die 

Beihilfeberechtigten schlicht und ohne Kostenkalku-

lation auf eine private Nachversicherung verwiesen 

hatte, nicht. Er wurde auch aufgrund der ablehnen-

den Stellungnahme des Hessischen Richterbundes vom 

16. Februar 2015 zurückgenommen. Wenngleich die  

jetzige Regelung mit Stellungnahme vom 1. September 

2015 vom Richterbund ebenfalls abgelehnt worden ist, 

müssen die Kolleginnen und Kollegen, die auch in Zu-

kunft die Beihilfeberechtigung für die sog. stationären 

Wahlleistungen („Chefarztbehandlung“ und gesondert 

berechnete Unterkunft - „Zweibettzimmer“; 16 €/Tag 

Zuzahlung) behalten wollen, die monatlichen Zuzah-

lungen leisten. Von diesem Betrag sind immerhin 

auch beihilfefähige Kinder und Ehegatten mit umfasst. 

Hierzu haben alle Kolleginnen und Kollegen Mitte bis 

Ende Oktober 2015 ein Schreiben erhalten, in dem sie 

binnen drei Monaten ab Erhalt des Schreibens ihre 

Entscheidung der Beihilfestelle mitteilen können. Es 

bleibt zu hoffen, dass der Weg derartiger Besoldungs- 

und Beihilfeverschlechterungen in Zukunft nicht auch 

an anderer Stelle beschritten wird. Zu Informations-

zwecken haben wir die beiden Stellungnahmen des 

Richterbundes in diesem Heft abgedruckt.

Daneben finden Sie in diesem Heft u.a. die Berichte 

von Richter am Landessozialgericht Dr. Henning Müller 

über einen Besuch beim Landgericht Limburg am 9. 

September 2015, bei dem sich Mitglieder des Richter-

bundes über den Einsatz des elektronischen Rechts-

verkehrs im Bereich der Zivilkammern informiert ha-

ben, sowie der Vorsitzenden Richterin am Landgericht 

Dr. Isabel Jahn über die Podiumsdiskussion zum span-

nungsgeladenen Verhältnis „Justiz und Medien“, die 

der Richterbund am 14. Oktober 2015 gemeinsam mit 

der Darmstädter Juristischen Gesellschaft in Darmstadt 

veranstaltet hat. Das Heft vervollständigen ein durch-

dringender Blick des Redaktionsmitglieds und Ober-

staatsanwalts a.D. Peter Köhler auf die Richterschaft, 

der zweite Teil des Beitrags des Bezirksrichterratsvor-

sitzenden Ingolf Tiefmann zur Pebb§y Fortschreibung, 

seine Rede anlässlich der diesjährigen Richterrätevoll-

versammlung sowie eine Buchbesprechung des Rich-

ters am Landgericht Dr. Jochen Kirschbaum. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen,

vom 23. bis 25. Oktober 2015 veranstaltet der Deut-

sche Richterbund wieder das sog. Jungrichterseminar 

in Berlin. Erfreulich ist, dass auch diesmal wieder drei 

junge Kolleginnen und Kollegen aus Hessen an der 

Veranstaltung teilnehmen können. Neben den interes-

santen Referaten und Vorträgen zu Abordnungsmög-

lichkeiten für Richter und Staatsanwälte im In- und 

Ausland besteht während des Rahmenprogramms 

erneut die Möglichkeit eines länderübergreifenden 

Austausches mit Kolleginnen und Kollegen aus dem 

gesamten Bundesgebiet. Den Abschluss der Veranstal-
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tung bildet ein Vortrag der Präsidentin des Hanseati-

schen Oberlandesgerichts Hamburg, Frau Erika Andreß 

zum Thema „Von der Proberichterin zur OLG-Präsiden-

tin – ein persönlicher Erfahrungsbericht“. Das nächs-

te Jungrichterseminar in Berlin wird aller Voraussicht 

nach im April 2016 stattfinden. Teilnehmen können 

alle Assessorinnen und Assessoren, die Mitglieder des 

Richterbundes sind. Bei Interesse können Sie sich an 

Ihre jeweiligen Bezirksgruppenvorsitzenden wenden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

das Schlagwort „Justizmodernisierung“ wird immer 

mal wieder aus den rechtspolitischen Schubladen her-

vorgezogen, um jedenfalls einen (rechts-)politischen 

Gestaltungswillen zu dokumentieren. Wenn man die 

Um- und Zustände im Bereich der staatlichen Gerichts-

barkeiten indes genauer betrachtet, muss man sich 

fragen, ob es der Politik in den vergangenen Jahren 

bei ihren (Um-)Gestaltungen der Justiz wirklich um 

die Sache des Rechtsstaates gegangen ist. Denn eine 

umfassende Idee einer modernen, zukunftsfähigen 

Justiz ist derzeit nirgendwo zu erkennen. Die bloße 

Schließung von Gerichtsstandsorten, wenngleich sie 

aus fiskalischen Gründen rational erscheint, führt 

ebenso wenig zu einer Modernisierung der Justiz wie 

die bloße Verbesserung der technischen Ausstattung 

der Justizarbeitsplätze. Jedenfalls dann nicht, wenn 

der Zweck der Justiz weiterhin in der rechtsstaatlich 

angeleiteten Gewährung und Durchsetzung von Recht 

und Gesetz, der effektiven Konfliktlösung sowie der 

Schaffung von Rechtssicherheit gesehen wird. Denn 

diese Zwecke lassen sich nicht allein mit der Bereit-

stellung von Tower-PCs und Flachbildschirmen und 

auch nicht durch die Einführung einer elektronischen 

Akte – die in vielerlei Hinsicht wünschenswert, aber al-

les andere als sicher sein dürfte – erreichen, zumal der 

fortgesetzte Stellenabbau hierdurch nicht kompensiert 

werden kann.

Die gesellschaftlichen Verhältnisse ändern sich in der 

Zwischenzeit ständig und der Befund, dass die staat-

lichen Gerichte für die Streitentscheidung in immer 

mehr Lebensbereichen teilweise erheblich an Be-

deutung verlieren bzw. bereits verloren haben, setzt 

sich immer weiter durch. Wir alle kennen z.B. die 

Diskussionen um den tatsächlich feststellbaren Pro-

zessschwund bei staatlichen Zivilgerichten, die auch 

Gegenstand beim Deutschen Juristentag 2014 gewesen 

sind. Gerade Streitigkeiten mit einem hohen Streitwert 

werden zunehmend nicht mehr vor staatlichen, son-

dern vor privaten Schiedsgerichten verhandelt. Ganze 

Rechtsbereiche sind dadurch mittlerweile der Ent-

scheidung und Rechtsfortbildung staatlicher Gerichte 

entzogen. Auch kennen wir die Diskussion um die 

sog. Paralleljustiz im Zusammenhang mit islamischen 

Friedensrichtern, die nicht nur im Bereich des Famili-

enrechts die Durchsetzung auch von grundrechtlichen 

Wertungen vermeiden können, sondern auch den 

staatlichen Strafanspruch bei Verstößen gegen Straf-

gesetze in Frage stellen. Als drittes Beispiel sei an die 

Diskussion um ein Unternehmensstrafrecht erinnert, 

die zu einem großen Teil auch darin begründet liegt, 

dass die Strafverfolgungsbehörden aufgrund ihrer per-

sonellen und sachlichen Ausstattung kaum in der Lage 

sind, bei Rechtsverstößen in großen Unternehmen 

höchstpersönliche Verantwortlichkeiten für strafbares 

Verhalten nachzuweisen.

Doch ob und wenn ja, welche Schlussfolgerungen da-

raus zu ziehen sind bzw. gezogen werden sollten, ist 

weiter offen. Dabei liegen die Fragen, die es zu stel-

len gilt, auf dem Tisch. Einige davon lauten: Was ist 

notwendig, damit Staatsanwaltschaften und Gerichte 

ihre Funktionen unter sich immer schneller ändern-

den gesellschaftlichen Bedingungen weiter effektiv 

ausüben können? Welche Anpassungs- und Gestal-

tungsmöglichkeiten verbleiben unter dem immer wei-

ter zunehmenden Druck, Kosten einzusparen? Sollen 

Streitigkeiten aus bestimmten Lebensbereichen bes-

ser nur noch vor privaten Schiedsgerichten verhan-

delt werden? Können bzw. müssen staatliche Gerichte 

von privaten Schiedsgerichten lernen? Und wenn ja, 

welche Änderungen der Prozessordnungen lässt das 

Grundgesetz überhaupt zu, um die staatliche Gerichts-

barkeit attraktiver zu machen?

Der Richterbund Hessen wird anlässlich der diesjäh-

rigen Jahresmitgliederversammlung am 27. November 

2015 in Frankfurt am Main eine Podiumsdiskussion 

zum Thema „Richter der Zukunft – Spezialisierung ver-

sus Generalisierung“ veranstalten, in deren Rahmen 

diese und weitere Fragen mit besonderem Bezug zur 

Zivilgerichtsbarkeit diskutiert werden. An der Diskus-

sion werden teilnehmen neben dem Präsidenten des 

Oberlandesgerichts Frankfurt am Main, Dr. Roman  
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Poseck, der Rechtsanwalt und Partner der internati-

onalen Wirtschaftskanzlei CMS Hasche Sigle, Dr. Gerd 

Leutner, der Rechtsanwalt und Abteilungsleiter bei der 

Deutschen Bank AG, Dr. Thomas Altenbach und der Bun-

desvorsitzende des Deutschen Richterbundes, Christoph 

Frank. Geleitet wird die Diskussion von der Vorsitzenden  

Richterin am Oberlandesgericht a.D. Sieglinde Michalik.

Wir hoffen, dass die Podiumsdiskussion die dringend 

zu führende Diskussion über die Zukunft der staatli-

chen Zivilgerichtsbarkeit und der Justiz im Allgemeinen 

neu in Gang bringt und wichtige Impulse setzt. Denn 

eine starke, verlässliche und vor allem als Konfliktlö-

sungsinstitution genutzte staatliche Gerichtsbarkeit ist 

nicht nur ein wirtschaftlicher Standortfaktor, sondern 

die Voraussetzung für die effektive Durchsetzung un-

serer demokratisch verfassten Regeln und Wertungen.

Ich würde mich sehr freuen, wenn wir Sie am 27. No-

vember 2015 um 11 Uhr im Haus am Dom begrüßen 

dürfen.

Ihr Landesvorsitzender 

Daniel Saam
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Podiumsdiskussion „Justiz und Medien“ in Darmstadt

Auf Einladung des Richterbundes Hessen 
und der Darmstädter Juristischen Gesell-
schaft fand am 14. Oktober 2015 eine Po-
diumsdiskussion zum Thema „Justiz und 
Medien“ in Räumen der Industrie- und 
Handelskammer in Darmstadt statt. 

Es diskutierten der bekannte Strafverteidi-
ger Prof. Dr. Rainer Hamm, Seniorpartner 
der Frankfurter Anwaltssozietät HammPart-
ner und Mitherausgeber der NJW, Sebastian 
Kisters, Redakteur des Hessischen Rund-
funks sowie Prozessbeobachter des soge-
nannten Tugce-Verfahrens vor dem Land-
gericht Darmstadt, und Werner Gröschel, 
Vorsitzender Richter einer Wirtschaftsstraf-
kammer am Landgericht Frankfurt und dort 
Pressesprecher für den Bereich des Straf-
rechts. Werner Gröschel konnte kurzfristig 
für das Podium gewonnen werden, nach-
dem Andrea Titz, Richterin und Leiterin der 
Justizpressestelle am Oberlandesgericht 

München sowie Stellvertretende Bundes-
vorsitzende des Deutschen Richterbundes, 
ihre Anreise wegen erheblicher Verzöge-
rungen ihrer Verkehrsverbindung auf hal-
ber Strecke wieder abbrechen musste. Mo-
deriert wurde die Diskussion von Sebastian 
Zwiebel, ehemals Staatsanwalt und Presse-
sprecher der Staatsanwaltschaft in Darm-
stadt, heute tätig bei Ernst & Young.

Darmstadt war nicht ohne Grund als Ort der 
Veranstaltung gewählt worden. Schließ-
lich fand hier das sog. Tugce-Verfahren 
statt, welches als anschaulicher Beleg für 
Spannungen im Zusammenspiel von Medi-
en und Justiz dienen kann. Darauf wiesen 
Sigrid Zimmerling, Vorsitzende der Darm-
städter Juristischen Gesellschaft, und Dr. 
Daniel Saam, Vorsitzender des Hessischen 
Richterbundes, bereits in ihren Grußwor-
ten hin. Zugleich lenkten sie den Blick der 
Teilnehmer und Zuhörer auch auf Bericht-

Dr. Daniel Saam und Sigrid Zimmerling
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erstattungen über andere öffentlichkeits-
wirksame Verfahren, den medialen Umgang 
mit prominenten Verfahrensbeteiligten und 
gesetzgeberische Erwägungen zur Öffnung 
des Verbots audio(visueller) Aufnahmen 
von Gerichtsverhandlungen. 

Eröffnet wurde die spannende und anre-
gende Diskussion mit der Frage, ob das 
Verhältnis von Justiz und Medien gestört 
sei. Wenngleich kein Diskutant tatsächlich 
von einer „Störung“ zwischen Gerichten 
und Presse sprechen wollte, wurde der 
Antagonismus ihrer Beziehung doch deut-
lich beschrieben: Es wurde beklagt, dass 
Anordnungen des Vorsitzenden in Gerichts-
verfahren, insbesondere strafrechtlichen 
Hauptverhandlungen, teilweise zu wenig 
Verständnis für die Bedürfnisse der Presse-
vertreter zeigten. Die Taktung der Nachrich-
ten an nur einem Tag sei derart eng, dass 
es beispielsweise unumgänglich sei, die 
Verhandlung zwecks Berichterstattung hin 
und wieder zu verlassen. Werde Journalis-
ten ab einer bestimmten zeitlichen Abwe-
senheit mit dem Verlust ihres Sitzplatzes 
gedroht, erschwere dies ihre Arbeit erheb-
lich. Umgekehrt wurde aus richterlicher 
Sicht hervorgehoben, dass der Vorsitzende 
bei allen Entscheidungen zum Ablauf der 
Verhandlung stets die Interessen zwischen 
öffentlicher Berichterstattung auf der einen 

und dem Funktionieren der Hauptverhand-
lung sowie dem Schutz des Angeklagten 
auf der anderen Seite abzuwägen habe. 
Im Einzelfall sei es schwer, diese teils wi-
derstreitenden Interessen in einen für alle 
Beteiligten befriedigenden, rechtlich zuläs-
sigen Ausgleich zu bringen. 

Befragt nach einer umfassenden Nutzung 
technischer Möglichkeiten in der straf-
rechtlichen Hauptverhandlung waren sich 
die Podiumsteilnehmer darin einig, dass 
„amerikanische Verhältnisse“ abzulehnen 
seien. Eine vollständige Übertragung der 
Hauptverhandlung oder eine Live-Bericht-
erstattung dürfe es nicht geben. Es gebe 
kein Recht auf eine allumfassende Informa-
tion. Die Strafjustiz dürfe sich nicht für En-
tertainmentzwecke missbrauchen lassen. 
Zudem wurde die Gefahr einer Zurschau-
stellung des Angeklagten hervorgehoben. 
Plakativ erklärte Prof. Dr. Hamm: „Die Jus-
tiz lebt von Förmlichkeit, die Medien von 
Formlosigkeit.“ In diesem Zusammenhang 
wurde indes angemerkt, dass auch die Ver-
teidiger teilweise gezielt bestimmte Me-
dien ansprächen und versuchten, sie für 
ihre Zwecke nutzbar zu machen. Zudem 
enthielten das Auftreten des Angeklagten 
selbst und seine Eigendarstellung auch Ele-
mente der Schau. Auf die Frage, ob eine 
mediale Vorverurteilung die Gefahr der Be-

Prof. Dr. Rainer Hamm, Werner Gröschel, Sebastian Kisters, Sebastian Zwiebel (v.l.n.r.)
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einflussung von Richtern und Schöffen in 
sich berge, wurde aus richterlicher Sicht die 
Professionalität (zumindest) der Berufsrich-
ter hervorgehoben. Einhellig kritisiert wurde 
die mediale Veröffentlichung von potentiel-
lem Beweismaterial, so geschehen mit Auf-
nahmen einer Überwachungskamera im Fall 
Tugce. Einigkeit bestand, dass das Problem 
einer Vorverurteilung in den Medien nicht 
alleine über die Strafzumessung zu lösen 
sei.

In der Diskussion um den Beschluss der Ju-
MiKo vom Juni 2015 zur zeitgemäßen Neu-
fassung des § 169 GVG1 und des im Oktober 
2015 vorgelegten Abschlussberichts der vom 
BMJV eingesetzten Expertenkommission zur 
Reform des Strafprozessrechts, der einen 
stärkeren Einsatz audiovisueller Mittel je-
denfalls im Ermittlungsverfahren fordert, 
sprach man sich auf dem Podium für eine 
Videoaufnahme von Zeugenaussagen in der 
Hauptverhandlung beim Landgericht aus. Es 
sei ein Missstand, dass die landgerichtli-
chen Protokolle nur den förmlichen Ablauf 
der Verhandlung skizzierten und im Gegen-
satz zu Niederschriften über amtsgerichtli-
che Strafverhandlungen keinerlei Inhalte der 
Aussagen und Erklärungen enthielten. Au-
diovisuell aufgezeichnete Zeugenaussagen 
könnten bei historisch bedeutsamen Pro-
zessen zudem später für Forschungszwecke 
zugänglich gemacht werden. Freilich müsse 
die Aufnahme durch die Justiz selbst erfol-
gen und dürfe nicht einer Medienanstalt 
überlassen werden. An dieser Stelle wurde 
von anderer Seite des Podiums eingewandt, 
dass ein nicht gerichts- und medienerfah-
rener Zeuge durch eine auf ihn gerichtete 
Kamera eingeschüchtert werden könne. Die 
Wahrheitsfindung könne dadurch erschwert 
werden.

Mehrheitlich befürwortet wurde eine audio-
visuelle Aufzeichnung von Urteilsverkün-
dungen oberster Bundesgerichte – außer 
in Strafsachen. Es gebe ein berechtigtes 
Bedürfnis, Fälle wie etwa die Entscheidung 

des Bundesverwaltungsgerichts zum Nacht-
flugverbot im Fernsehen zu übertragen.

Einhellig wurde eine Live-Übertragung au-
ßerhalb des Verhandlungssaals in ande-
re Räume des Gerichts abgelehnt. Für die 
Presse sei dies unzureichend, denn eine 
oder auch mehrere Kameras könnten nicht 
das gesamte Geschehen im Verhandlungs-
saal erfassen. Gerade die Reaktion des An-
geklagten, anderer Verfahrensbeteiligter 
oder auch der Öffentlichkeit auf eine Aus-
sage oder Vernehmung sei notwendig, um 
ein umfassendes Gesamtbild zu erhalten 
und richtig und ausgewogen berichten zu 
können. Umgekehrt wurde aus richterlicher 
Sicht betont, dass der Vorsitzende seine 
Sitzungshoheit nicht auf andere Personen 
im Nebenraum, etwa einen Wachtmeister, 
delegieren und sie dort nicht effektiv aus-
üben könne.

Zum Umgang der Presse mit prominenten 
Angeklagten wurde einerseits die subjek-
tive Wahrnehmung beschrieben, Medien 
seien in jüngster Zeit vergleichsweise zu-
rückhaltend. Die Justiz dagegen – so eine 
andere Meinung auf dem Podium – würde 
Strafverfahren gegen öffentlich bekannte 
Personen eher und intensiver führen, bei-
spielsweise im Fall Christian Wulff. Über-
einstimmend wurden Vorabinformationen 
an die Presse, wie etwa über die Durchsu-
chung des privaten Wohnhauses von Klaus 
Zumwinkel, als krasse Fehlentwicklung 
kritisiert. Kein Podiumsteilnehmer war im 
Übrigen der Meinung, dass für die Bericht-
erstattung über Strafverfahren gegen Pro-
minente andere, herabgesetzte Standards 
gelten sollten oder auch nur dürften. 

Schließlich wurde die Frage diskutiert, ob 
die Anklageschrift oder Teile daraus an 
Pressevertreter verteilt werden dürften 
und wie dies mit dem Verbot des §  353d 
Nr. 3 StGB vereinbar sei. Die Praxis einzel-
ner Bundesländer, wie etwa Bayerns, die 
Anklageschrift vor ihrer Verlesung heraus-
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zugeben, stieß einhellig auf Ablehnung. 
Zugleich wurde erkannt, dass eine ordent-
liche Presseberichterstattung über sehr 
umfangreiche und komplexe (Wirtschafts-
straf-)Verfahren nur auf Grundlage eigener 
Mitschriften beim Verlesen der Anklage 
nicht zu leisten sei. Daher müsse in be-
stimmten Fällen der konkrete Anklagesatz 
entweder unmittelbar nach seiner Verle-
sung oder kurz davor – dann unter Angabe 
einer Sperrfrist – an anwesende Journalis-
ten übergeben werden.

Im Anschluss an die Diskussion unter den 
Podiumsteilnehmern konnte auf eine Frage 
aus dem Auditorium aus Pressesicht klar-
gestellt werden, dass eine Berichterstat-
tung freilich immer die Wahrheit und das 
wirklich Geschehene wiedergeben müsse. 
Darauf sei die journalistische Arbeit ge-
richtet. Zugleich müsse der Journalist aber 
eine nachvollziehbare und einprägsame 

Geschichte erzählen. Die Aneinanderrei-
hung bloßer Fakten wäre unverständlich 
und nicht informativ.

Schließlich wurde aus dem Kreis der Zuhö-
rer die Bitte an Journalisten gerichtet, die 
zutreffenden juristischen Begriffe zu ver-
wenden und unangemessene Ausdrücke zu 
vermeiden. Umgekehrt warben anwesende 
Pressevertreter – auch aus dem Auditori-
um – dafür, unter Juristen eine allgemein 
verständlichere Sprache zu wählen und die 
Abläufe journalistischer Arbeit im Auge zu 
behalten.

Beim anschließenden von der Darmstäd-
ter Juristischen Gesellschaft ausgerichteten 
Empfang wurde die fruchtbare Diskussion 
in geselliger Atmosphäre fortgeführt.

Vorsitzende Richterin am LG Frankfurt/Main 
Dr. Isabel Jahn

 1 TOP II.16 Abschlussbericht der Arbeitsgruppe „Zeitgemäße Neufassung des § 169 GVG“ 
(siehe: https://www.justiz.nrw.de/WebPortal/JM/justizpolitik/jumiko/beschluesse/2015).
2 Abrufbar über www.bmjv.de.
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Die Metamorphose einer Methode.  
Von Pebb§y zu Per§y?
Mit diesem zweiten Artikel der bereits begon-
nen habenden Beitragsserie soll die neu ange-
regte Diskussion weitergeführt werden, die sich 
aus der unendlichen und bisher nicht befrie-
digend gelösten Geschichte der Probleme der 
Personalbedarfsberechnung auf Landesebene, 
Gerichtsebene und Dezernatsebene ergibt. 

Fragen über Fragen: 

Was ist der wirkliche Personalbedarf? 

Wie kann eine ungerechte Überlast gerecht ver-
teilt werden? 

Wann ist welche Überlast gerecht? (Frage der 
Binnenverteilung)

Wieso haben sich alle drei Richterverbände vor 
dem zweiten Abnahmetermin auch gegen die 
zweite Vorlage des nachgebesserten Gutachten-
entwurfes ausgesprochen?

Was sind die Argumente der drei Richterverbän-
de?

Wieso wurde der zweite Gutachtenentwurf 
(2015) nicht ohne Mängelvorbehalt „abgenom-
men“? 

Was waren bzw. sind die Argumente unserer 
Ministerin bzw. unseres Staatssekretärs für die 
Abnahme?

Sind die gerügten erheblichen Mängel aus der 
offiziellen Mängelliste nun beseitigt?

2. Die Frage der Validität

Fraglich ist, ob die durchschnittlichen Basiszah-
len überhaupt valide sind.

PwC schränkt dies insoweit auf die Bundesba-

siszahlen ein, behauptet also nicht, dass die 
Länderbasiszahlen valide sind.

Sie schreibt:

„Die Repräsentativität der Basiszahlen wird sei-
tens PwC für die Bundesebene bestätigt. Dies 
erstreckt sich nicht auf die im Auswertungs-
band wiedergegebenen Landesauswertungen. 
Die teilnehmenden Erhebungsdienststellen 
sind nicht zwingend repräsentativ für ihr jewei-
liges Bundesland.“

Also: Länderzahlen insoweit nicht verwertbar. 
Warum sind die Bundeszahlen, aber nicht die 
Länderzahlen, nach PwC repräsentativ (im Sin-
ne von valide)? Welche Begründung bzw. Ant-
wort auf diese Frage ist, und warum, überzeu-
gend bzw. nicht überzeugend?

Daher stellt sich die Frage nach dem Maßstab. 
Als beliebte und contemporaine Suchmethode: 
Wikipedia! Dort lesen wir:

„Validität als Gütekriterium für Messinstru-
mente

Bei guten Messinstrumenten sind die Mess-
werte unabhängig vom Messenden; dieses 
Gütekriterium heißt Objektivität oder Beobach-
terübereinstimmung. Auch liefern gute Messin-
strumente zuverlässig von denselben Objekten 
dieselben Messwerte; dieses Kriterium heißt 
Reliabilität oder Reproduzierbarkeit. Das dritte 
Gütekriterium, die Validität, ist ein Maß dafür, 
ob die bei der Messung erzeugten Daten wie 
beabsichtigt die zu messende Größe repräsen-
tieren. Nur dann können die Daten sinnvoll 
interpretiert werden. Die Validität wird durch 
Expertenschätzung festgelegt. Die Gütekriterien 
bauen aufeinander auf; ohne Objektivität keine 
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Reliabilität, ohne Reliabilität keine Validität.“

Quelle: Wikipedia (07.05.2015)

Woran können wir feststellen, dass die Gutach-
terin diese Vorgaben erfüllt hat?

Im Gutachten fand ich hierauf keine Antwort. 
Eine Antwort aus dem Ministerium steht noch 
aus.

Danach stellte sich die Frage, ob die „erzeugten 
Daten“ (welche? Einzelwert, Gerichtswert, Lan-
deswert oder Bundeswert?) „Die zu messende 
Größe repräsentieren“ (welche? Die Gesamtheit 
der jeweiligen bundesweiten/landesweiten/
gerichtsweiten/spruchkörperweiten/dezernats-
weiten Arbeitszeiten im Durchschnitt für das 
Erhebungshalbjahr oder für wie viele Halb- oder 
Ganzjahre?). Das Gutachten (besser: Parteigut-
achten? Es wurde von der Justizverwaltung in 
Auftrag gegeben), wie auch die Vorgänger, 
griffen nur immer ein Halbjahr heraus, jedes 
Mal das erste Halbjahr, eine überzeugende Be-
gründung ist bis heute dafür hier nicht einge-
gangen.

Nach PwC selbst hat sie es nicht geschafft, ins-
gesamt ein valides Gutachten zu erstellen:

Für die Service-Einheiten wurde dies selbst 
nach ihrer eigenen Erklärung nicht geleistet. 

Für die richterlichen Entscheider ist die Validi-
tät umstritten, auch in Abhängigkeit der Er-
hebungsgeschäfte. Diese Fragwürdigkeit der 
Validität von Erhebungsgeschäften ist auch 
verursacht durch die bekannt gewordene Pra-
xis, dass PwC Zahlen plausibilisiert habe, soll 
heißen: rausgeschmissen, nicht berücksichtigt, 
was diesseits bisher nicht nachvollzogen wer-
den konnte.

So habe PwC auch jene Werte aus dem Gutach-
ten verbannt, die eine bestimmte Zeit, gemes-
sen an der Wochenarbeitszeit der Richterinnen 
und Richter von z. B.  40 Stunden + m nicht 
begründet (Begründungsprozess nach der An-

onymisierung im Gericht?), überschritten habe. 
So seien bis zu ganze Gerichte rausgefallen, die 
zu viel Zeiten aufgeschrieben haben, vom ge-
genteiligen Fall – soll heißen: zu wenig - ist eine 
Verbannung der Zahlen der Gerichte diesseits 
nichts bekannt geworden.

Demgegenüber, nach Andersen, d. h. nach 
der Methode Pebb§y, forderte und fordert die 
Pebb§y-Methode bezüglich der Validität:

„Methodisch wurde die Validität überprüft hin-
sichtlich

 

• der Größe der zugrunde liegenden Datenbasis 
(Gehen genügend Verfahren in die Berechnung 
des Durchschnittes ein?) Als Grenzwert wurden 
vor dem Hintergrund vergleichbarer Untersu-
chungen 100 Verfahren pro Geschäft definiert. 

• der Streuung der Länderwerte für die durch-
schnittliche Bearbeitungszeit eines Geschäftes 
(sind die Länderwerte in etwa vergleichbar und 
wie lassen sich ggf. Unterschiede erklären?)“ 

PwC postuliert dies im Gutachten nicht, son-
dern schreibt im Gegenteil, auf anderer Ebene 
seiend:

„Die einheitliche Aufschreibung der Bearbei-
tungszeiten in 70 Dienststellen bundesweit 
durch über 16.000 Mitarbeiter war eine wesent-
liche Voraussetzung für die Validität und Aus-
wertbarkeit der Daten.“, also: PwC differenziert 
dies insoweit nicht in den Erhebungsgeschäften 
bzw. Erhebungsprodukten. 

Im Auswertungsband des Gutachtens findet 
man dann Zahlen, teilweise unvollständig, von 
Oberlandesgerichten: statt aus 14 Bundeslän-
dern, zwei nahmen schon gar nicht teil, aus 
6 Bundesländern; von Landgerichten: statt aus 
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14 Bundesländern, zwei nahmen auch hier 
nicht teil, aus 10 Bundesländern, und von den 
Amtsgerichten: statt aus 14 Bundesländern, 
zwei nahmen hier ebenfalls nicht teil, aus 11 
Bundesländern. Von den teilgenommen ha-
benden Einheiten waren viele Werte unvoll-
ständig. 

Was ist nun/dann mit der Repräsentativität?

Was ist nun/dann mit der Validität und Aus-
wertbarkeit der Daten?

Daneben und darüber hinaus, nach vorläufiger 
Würdigung, knüpft PwC nicht an dem einzel-
nen Geschäft an, sondern an der Gesamtheit, 
was dann nicht den Maßstab ausweist, dass 
z. B. fünf oder fünfzig Verfahren zu wenig oder 
ausreichend wären. PwC versucht, mit der 
Masse undifferenziert zu argumentieren.

So finden sich folgende Fälle, die nach der 
Pebb§y-Methode nicht das erforderliche Quo-
rum erreichen (auch deshalb von: Pebb§y zu 
Per§y?):

RO0111 Technische Schutzrechte 262.916 87 
Fälle 3.022;

RO0113 Vergabeverfahren 148.550 63 Fälle 
2.358;

RO0504 Verfahren nach dem Spruchgesetz 
136.212 15 Fälle 9.081;

RO1050 Klagen auf Entschädigung nach § 201 
Absatz 1 GVG 11.219 29 Fälle 387;

RL0113 Kartellsachen 62.411 50 Fälle 1.248;

RL1102 Kartellsachen 63.122 28 Fälle 2.254;

RL1250 Verfahren nach dem Therapieunter-
bringungsgesetz (ThUG)

1.852 2 Fälle 926;

RA2502 Anträge auf Erlass eines  
Strafbefehls vor dem 
Jugendschöffengericht

9.221 91 Fälle 101.

Anmerkung: Die erste Ziffernkolonne bedeutet 
Gesamtminuten, die letzte die jeweilige Basis-
zahl.

Da PwC 100 Fälle nicht so wie Andersen als 
Mindestvoraussetzung statuiert, muss sie auch 
nicht die Validität dieser Geschäfte begründen 
bzw. infrage stellen.

3. Reklamierte Mängel des Gutachtens

Die schriftlichen Argumente der Richterverbän-
de vor dem zweiten Abnahmetermin gegen die 
Abnahmefähigkeit der zweiten Gutachtenvorla-
ge sind unter folgenden Stichworten des Gut-
achtens subsumiert worden:

Normarbeitszeiten, Standardabweichung, He-
rausnahme der Serviceeinheiten, Plausibili-
sierung, Streuung um die Mittelwerte (Sprei-
zungen: Auf diese habe ich noch in einem 
Folgeartikel einzugehen), Familiensachen, 
Schwurgerichtssachen und Verwaltungstätig-
keit. Ein kleiner Ausschnitt von den gegenwär-
tig diesseits gefunden über 100 Problemen/
Mängeln (statt, wie die 7 Probleme umfassen-
de Mängelliste der Landesjustizverwaltungen).

Auch diesen Fragen ist nachzugehen, um fest-
zustellen, ob die reklamierten Mängel abge-
stellt worden sind.

Der Bezirksrichterrat beim Oberlandesgericht 
bzw. Hauptrichterrat der ordentlichen Gerichts-
barkeit ist, trotz mehrfachen Ersuchens, nicht 
beteiligt worden.

Der Autor dieses Artikels hat noch gut die Worte 
eines ehemaligen Ministers im Ohre, der sinn-
gemäß sagte: „Egal, was bei Pebb§y heraus-
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kommt, er erwarte, dass RichterInnen bis zu 
130 % arbeiten“. 

Wie ist es aber zu würdigen, wenn nun die 
Gutachterin, gemessen an der „Normarbeits-
zeit“ von 2013, feststellte. „Richter haben 
2014 nicht nachvollzogen 20 % mehr aufge-
schrieben als die Normzeit, das könne doch 
wohl nicht berücksichtigt werden.“ Und 
diese Gerichte bzw. Zahlen aus der Betrach-
tung ausblendet, „Denn nicht sein kann, 
was doch ist“.

Hierbei stellen sich diesseits zuerst die fol-
genden Rückfragen:

Wieso Normarbeitszeit von 2013 geteilt 
durch zwei für die Aufschreibung für 2014 
erstes Halbjahr? Wird im ersten oder zwei-
ten Halbjahr mehr gearbeitet oder ist die-
se Arbeitszeit gleich? In welchem Halbjahr 
wird mehr Urlaub genommen? Wieso die 
gemeinsamen Zahlen der Jahresarbeitszeit 
von Richtern und Staatsanwälten, die doch 
zusammengefasst sind und nicht extra aus-
gewiesen werden?

Eine andere Frage schleicht sich aufdrin-
gend ein: 

Sind vielleicht die Werte der Landesjustiz-
verwaltung, die die Gutachterin „verwerte-
te“, nicht kompatibel mit der Aufschreibung?

Diesseits wird nachhaltig und alternativlos 
der Dialog zur Beantwortung der aufgewor-
fenen Fragen mit dem Ministerium gesucht.

Wird unsere Heldin im Kampf gegen Per§y 
noch gewinnen, hat sie eine Chance, welche 
Aufgaben werden sich ihr noch stellen, die 
nächsten Herausforderungen und Gefahren 
werden sich ihr in der ersten Lenkungsaus-
schusssitzung nach der mängelbehafteten 
Abnahme stellen?

Fortsetzung folgt!

Frankfurt am Main, den 11. Mai 2015

Ingolf Tiefmann

P.S.: In der „Niederschrift über die Sitzung der 
Kommission der Landesjustizverwaltungen für 
Fragen der Personalbedarfsberechnung am 
14. und 15.4.2015 in Wiesbaden“, erhalten am 
12.5.2015, ist zur Frage der Mängelbeseitigung 
zu lesen: 

„PwC hat im Gutachten unter Kapitel H. IV (vgl. 
S. 96 ff. des Hauptbandes) nunmehr ausführ-
lich, nachvollziehbar und anschaulich darge-
legt, welche Plausibilisierungsmaßnahmen im 
Einzelnen durchgeführt worden sind. Demzu-
folge wurde in einem ersten Schritt geprüft, ob 
ein Ergebnis die einfache Standardabweichung 
um den Mittelwert der Basiszahlen über- oder 
unterschritt, ehe der AKA-Ist-Abgleich anhand 
der Jahresarbeitszeiten vorgenommen wurde. 
Zudem schloss sich der Abgleich von Karten- 
und Statistikeingängen an. 

Auf Grundlage dieser Ausführungen können so-
wohl die verwendeten Begrifflichkeiten (Stan-
dardabweichung; Mittelwert; Streubreite) als 
auch die aus der konkreten Anwendung der ver-
schiedenen Schritte resultierenden Konsequen-
zen - der Herausnahme einzelner Dienststellen 
bzw. Fachbereiche - nachvollzogen werden.“, 
demgegenüber ist aber nicht die Subsumtion 
dieses Obersatzes dargelegt, d. h.: 

Wieso, d. h. auf Grund welcher konkreten Tat-
sachen, ist z. B. das OLG Celle mit den hohen 
Bearbeitungszeiten bei den Familiensachen 
„Beschwerden gegen Endentscheidungen in 
Familiensachen“ und „Sonstige Beschwerden 
und sonstige Anträge in Familiensachen“ von 
PwC rausgeworfen worden?“.
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Rede des Vorsitzenden des Be-
zirksrichterrates beim Oberlandes-
gericht Frankfurt am Main und des 
Hauptrichterrates der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit auf der Richterrä-
tevollversammlung am 1. Oktober 
2015 in Gießen Kleinlinden.

 (Es gilt das gesprochene Wort.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen:

Ich darf Sie nunmehr zu unserem schon 
traditionellen offiziellen Teil der Richterrä-
tevollversammlung am Nachmittag begrü-
ßen, wie ebenfalls traditionell, bei schöns-
tem Arbeitswetter.

Ebenfalls traditionell und autoexplikativ ist 
die gewählte Sitzordnung.
Ausdruck vertrauensvoller Zusammenar-
beit?

Meine Damen und Herren,
ich kann Sie beruhigen, die Zustände in 
der Justiz sind aus hiesiger Perspektive im 
gegenwärtigen Deutschland und in Hessen 
katastrophal. 
Sie sind bzw. wären noch katastrophaler, 
soweit dieser Sachverhalt nicht erkannt 
wird bzw. geleugnet wird.

Traditionell ist die Rechtsprechung, im wei-
testen Sinne die Justiz, Stiefkind und Repa-
raturbetrieb in vielerlei Hinsicht.
Ohne Lobby, ein Steinbruch seiend!

Angeblich ist Deutschland eines der reichs-
ten Länder und die Steuereinnahmen quel-
len so stark wie nie. 
Trotzdem werden, unter Berufung auf quasi 
heilige Symbole, wie Schuldenbremse und 
Koalitionsvertrag, wobei die Rangordnung 
noch diskutiert werden kann, weiterhin die 
Verhältnisse und die Qualität in der Recht-
sprechung verschlechtert.

Denn, nicht nur neuerdings, es werden ver-
stärkt nicht nur Gelder und Personal bzw. 
Stellen der Rechtsprechung, insbesondere 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit und Jus-
tiz entzogen, um sie der sogenannten e-
Justice zur Verfügung zu stellen. Sogar ein 
ganzes Gerichtsgebäude ist der E-Justiz 
gegeben worden, nachdem die Rechtspre-
chung enteignet worden ist; lediglich der 
Name der Bushaltestelle erinnert noch an 
die Zeiten als es in Bad Vilbel noch Recht 
bzw. Rechtsprechung für Bad Vilbel gab.

Noch ein Wort zur Elektronisierung der rich-
terlichen Arbeitsplätze in der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit:

Motivation für und Akzeptanz der Elektro-
nisierung der richterlichen Arbeitsplätze in 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit wird inso-
weit vom Ministerium gefährdet soweit: 

a.	 Vom Ministerium geweckte Hoffnungen 
vom Ministerium enttäuscht werden, z. B. 
die Wegnahme des Normfallmanagers, auf 
den sich die RichterInnen eingestellt haben, 
an der Enttäuschung ändert auch nichts das 
Versprechen, ein schlechteres E-Mittel evtl. 
zur Verfügung stellen zu wollen.

b.	 Nützliche Lese- und Schreibgeräte für te-
lemäßige richterliche Arbeitsplätze nicht zur 
Verfügung gestellt werden, aber zuvor in Aus-
sicht gestellt zu haben.

c.	 Beantragte bzw. in Aussicht gestellte 
weitere E-Mittel, wie VPN-Anschlüsse, To-
ken, Stick-Stecker usw., nicht oder nicht im 
erheblichen Umfang den RichterInnen der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit zur Verfügung 
gestellt werden, aber in anderen Bereichen 
des Justizressorts hochgradig zur Verfügung 
gestellt werden, so jedenfalls die Auffassung 
der RichterInnen in weiten Bereichen der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit, dieser Auffassung 
ist das Ministerium bisher auch nicht subs-
tanziiert entgegen getreten.
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Deshalb auch an dieser Stelle die dringende 
Bitte an das Ministerium, auch unter dem 
Verfassungsgebot der Schuldenbremse: 

Sichern Sie, soweit Sie dazu in der Lage 
sind, hoch verehrter Herr Staatssekretär, 
die Motivation für die und die Akzeptanz 
der Elektronisierung der richterlichen Ar-
beitsplätze in der ordentlichen Gerichtsbar-
keit, wenn nicht, dann wirken Sie zumin-
dest in diese Richtung, bitte!

Nicht eine einzige lebende Akte ist durch 
diesen Verteilungsvorgang von der realen 
Rechtsprechung zur E-Justice erledigt wor-
den, sondern, soweit die Arbeit durch die 
E-Fizierung auch noch ergonomisch gestal-
tet wird, also es zur Mehrarbeit im Recht-
sprechungsbereich kommt bzw. kommen 
wird, steigt die Belastung der Rechtspre-
chung weiter. 
Ob vorübergehend oder dauerhaft, mag die 
Zukunft weisen.
Bisher sind die meisten Heilsversprechun-
gen ins Gegenteil verkehrt worden.
Lediglich die Hohepriester orakeln: 
Es werde besser.
Daher stellt sich in diesem Zusammenhang 
folgende Frage:

Opfern die HohenpriesterInnen der soge-
nannten e-Justice, die überteuert ist, die 
Möglichkeit der effektiven, effizienten und 
zudem preiswerten Arbeitsweisen der Rich-
terInnen auf dem Altar des Tabus des Me-
dienbruches sowie der Götzin der fakultativ 
praktizierten Schuldenbremse? 
 
Nach KuK, Beton statt Köpfe, und KiP, Köpfe 
nach Beton, soll der Kahlschlag im hessi-
schen Rechtsstaat weitergehen. 

Vorab Nys bzw. News:

1. Stichwort IT-Sicherheit von Rechtspre-
chungsdaten in Zeiten der HackerInnen, 
NSA, Korea, Micro-Soft und anderen. Das 
Ministerium ist der Auffassung, die Sicher-

heit im Hessennetz sei zu vergleichen mit 
der Sicherheit im Straßenverkehr. 
Also zur Sicherheit im Straßenverkehr nach 
der Bundesstatistik:

2014:	 2.406.685 	 Verkehrsunfälle; 
2014:	 0.392.912	 Verletzte;
2014: 	 0.003.377 	 Tote.

Da stellt sich die Frage, wie ist der minis-
terielle Vergleich hinsichtlich der Sicherheit 
für die Rechtsprechungsdaten zu verste-
hen?

Um Sie nicht vor eine allzu leichte Ent-
scheidung bezüglich magischer Zahlen zu 
stellen, ob wir heute 11, 7 oder 3 B-Punkte 
behandeln, schlage ich vor, uns heute auf 
drei Punkte vornehmlich zu beziehen und 
zu beschränken. 

Alles Weitere überlasse ich Ihrem nachfra-
genden Interesse.

Es sind dies:
Beihilfe, Besoldung und Belastung.

Vorab:
Es war einmal, vor unvordenklichen Zeiten, 
als ein do-ut-des dergestalt stipuliert wor-
den war, dass der Richter sein Leben der 
Justitia widmete und Justitia als Alma Ma-
ter ihren Richter ernährte. 
Wäre sie nicht gestorben, wären zumindest 
die heutigen Probleme nicht gegeben.

1. Von der Beihilfe ist zu berichten, nach 
neuestem Stand, dass, wer auf den rea-
len, besser: fiktiven, Chefarzt verzichten 
will und in die bisherige Bettengestaltung 
kommen will, zusätzlich 18,90 Euro monat-
lich zu zahlen hat, so die jüngste Mittei-
lung des Ministeriums.

Das Ende weiterer Beteiligungen an der 
Finanzierung anderer Projekte als der für 
die Rechtsprechung zulasten der Richter-
Innen, denn die Schuldenbremse hindert 
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nichts daran, dass in anderen Bereichen, 
je nach politischer Präferenz, bis zu 32 
Milliarden, wohl wachsend, Euro in Hes-
sen ausgegeben werden, während wohl für 
05/04, das schwankt geringfügig, je nach 
Berechnung, nur ein Zuschussbedarf von 
ca. einer halben Milliarde Euro besteht, 
also ein 64tel des Haushaltes, also ein 
Betrag, den Hessen wohl gegenwärtig im 
Begriff ist für die Gewinnung zusätzlicher 
Mitbürgerinnen und Mitbürger auszuge-
ben, die ebenfalls einen Anspruch auf den 
Rechtsstaat haben, und hier ist nicht nur 
vorrangig das Strafrecht gemeint, sondern 
zumindest auch das Familienrecht etc., ist 
nicht verkündet.

Wie könnte eine solche Aussage auch die 
eigene Bevölkerung bzw. Belegschaft voll-
strecken, zumindest solange sie nicht in 
der Geschäftsgrundlage der hessischen 
Rechtsordnung, dem Koalitionsvertrag, 
enthalten ist?

2. Die Besoldung hat sich an einer amtsan-
gemessenen Alimentation zu orientieren. 
Dies ist nicht nur eine rechtliche oder qua-
si rechtliche, soll heißen verfassungsrecht-
liche, sondern zuvörderst eine politische 
Fragestellung, wie der Dienstherr seine 
Beschäftigten in Zeiten wachsender Infla-
tion, jenseits veröffentlichter Inflations-
Statistiken, mit der neuerdings verstärk-
ten Ausdifferenzierung in Bereichs-, Kern-, 
Mantel- und Und-So-Weiter-Inflationen und 
der indirekten verdeckten Inflation durch 
diese teuren Zeiten manövrieren will.
 
Will der Dienstherr tatsächlich eine ent-
sprechende Besoldung leisten, die nicht 
Richterinnen und Richter zwingt, nach 
Vermeidungsstrategien zu suchen, die 
einen entsprechenden amtsangemesse-
nen Lebensstandard ermöglichen, z. B. 
Zwangsheirat und / oder ernährende 
Nebentätigkeiten, muss er eine entspre-
chende amtsangemessene Gestaltung 
vornehmen. 

Hier ist insbesondere die Ballungsraumpro-
blematik näher zu beleuchten.

Hinter der Bundesverfassungsgerichtsent-
scheidung kann die Politik sich nicht ver-
stecken, denn dies wäre die Absenkung bis 
an die verfassungswidrige Grenze mit der 
Gefahr der Durchbrechung.

3. Die Belastung besser Überlastung der 
Rechtsprechung - auch und insbesondere 
zulasten der rechtsuchenden Bürgerinnen 
und Bürger - steigt weiterhin. 
Sie steigt nicht nur durch den permanenten 
und auch zukünftigen Personalabbau – als 
personelle Gesamtheit betrachtet -, trotz 
steigender Anforderungen und den erfolg-
ten Gerichtsschließungen, bis dass die 
Richterin, aus naheliegenden Gründen, ih-
ren Sitz auf der überhitzten bzw. nunmehr 
glühenden Herdplatte aufgibt, sondern 
auch, weil es zu einer Mehrarbeit wegen 
der ergonomischen / elektrischen / elektro-
nischen Akte gekommen ist bzw. kommen 
wird, und auch weil, insbesondere hin-
sichtlich des Stichwortes Personalbedarfs-
berechnung, ob Pebb§y 2014 oder richtiger 
Per§y genannt seiend, der Trend seit der 
Jahrtausendwende weitergeht, eine soge-
nannte deflationäre Personalberechnungs-
politik zu praktizieren.
Personalabbau insbesondere in Zeiten 
wachsender Arbeit durch vor allem steigen-
de Komplexität und Zerstörung von Quali-
tätssicherungsinstrumenten.

Wurden um die letzte Jahrtausendwende 
die sog. Pensen aufgegeben, die sich zu-
mindest ein halbes Jahrhundert bewährt 
hatten, so wurden sie insbesondere des-
halb abgeschafft, weil sich der Dienstherr 
sowieso nicht daran hielt, weil er ständig 
deutlich zu wenig Personal stellte, wur-
den die daraufhin folgenden sogenannten 
Pebb§y-Pensen ca. zehn Jahre lang prakti-
ziert, ohne dass sich der Dienstherr, eben-
so wenig, insoweit daran hielt, als das er-
forderliche Personal nicht gestellt wurde, 
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sondern lediglich eine staatlich ausgewie-
sene rechnerische Überlast von bis zum 
130 % wurde als staatliches Plansoll mit 
Normcharakter vom hessischen Minister 
aufgestellt.

Der Vorteil von Pebb§y, zumindest fürs Mi-
nisterium, war: 
Der personelle Fehlbedarf war bei Pebb§y 
geringer als bei den atavistischen Pensen.

Ich darf kurz die Geschichte der Personal-
bedarfsberechnung von Pebb§y zu Per§y 
skizzieren. 
War noch die Methode Pebb§y der Gutach-
terin Arthur Andersen mehrheitsfähig und 
von den Verbänden und Personalvertre-
tungsgremien, soweit ich sehe, allgemein 
akzeptiert, enthielt bereits die angewandte 
Methode im Gutachten einige erhebliche 
Defizite, die auch von der damaligen Gut-
achterin anerkannt wurden.
Die folgende Hessifizierung führte dann 
noch einmal zu einer weiteren erarbeiteten 
Personalreduzierung: Stichwort: Ausblen-
dung der Aufwandstreiber und Einflussfak-
toren.

Statt diese Defizite der ersten Gutachterin, 
die erkannt worden waren, in der Folgezeit 
im Nachfolgegutachten, durch PwC als drit-
te Gutachterin zu beseitigen, ist man von 
dem Ansatz der Personalbedarfsberech-
nung auf Minutenebene als ein empirisch-
analytisches Verfahren für alle Geschäfte `a 
la Pebb§y abgegangen und hat sich einem 
Personalreduktionsansatz, schon in der 
Methode, verschrieben.

War noch Bestandteil der Pebb§y-Methode 
und des Pebb§y-Gutachtens von der  
Gutachterin Arthur Andersen, dass unter-
schiedliche Basiszahlen bundesweit mög-
lich bzw. gutachterlich ausgewiesen waren, 
mit lokaler Anpassungsmöglichkeit, von 
denen auch, zumindest in anderen Län-
dern, Gebrauch gemacht worden ist, ist 
diese Erkenntnismöglichkeit unterschiedli-

cher Basiszahlen bei der neuen Gutachterin 
PwC nunmehr auch methodisch fast 100%ig 
beseitigt worden, so dass Aufwandstreiber 
und Einflussfaktoren fast vollständig besei-
tigt worden sind, so dass es hinsichtlich 
der durchschnittlichen Bundesbasiszahl 
zu temporal limitierten Gutachtensgewin-
nern, die also, aus welchen Gründen auch 
immer, weniger Zeit benötigen, als die 
Durchschnittszahl indiziert, und Gutach-
tensverlierern kommt, die eine versteckte 
Mehrarbeit zu leisten haben, insbesondere 
die Hessen, denn, wie schon einmal gesagt, 
die Erkenntnismöglichkeit wird nach dem 
neuen Gutachten nicht mehr ausgewiesen.

Gleichwohl weist das Gutachten die Sprei-
zungen aus, aber ohne sie zu erklären, die 
Erklärungslast – bei wem eigentlich seiend? 
- des Mehrbedarfs lässt sich nicht mehr mit 
Argumenten aus dem Gutachten mindern 
und beseitigen. 

Als Novum, und das gab es noch nie, ist 
auch darauf hinzuweisen, dass die Len-
kungskommission, in der auch die richter-
lichen Verbände vertreten waren, neben 
den Landesjustizverwaltungen, das erste 
Gutachten von PwC nicht abgenommen hat 
und auch eine nachgebesserte Vorlage von 
diesem Gremium nicht abgenommen wor-
den ist.

Hinsichtlich des nichtrichterlichen Perso-
nals ist das PwC-Gutachten schlussendlich 
überhaupt nicht verwertbar und trotzdem 
nicht abgenommen wohl aber bezahlt wor-
den.

Hinsichtlich dieses mangelhaften Gutach-
tens stellt sich die folgende Frage, zumin-
dest soweit Juristen beteiligt gewesen sein 
sollten:

Hat man sich Gewährleistungsrechte vorbe-
halten?
Die Richterverbände haben sich im Übrigen 
bereits im Vorfeld gegen die Abnahmefä-



34

higkeit auch der zweiten Vorlage ausge-
sprochen.
Letztendlich ist dieses Gutachten formal 
juristisch wohl von der Landesjustizver-
waltung Baden-Württemberg abgenommen 
worden. 

Eine von der Lenkungs-Kommission aufge-
stellte, allerdings unvollständige, Mängellis-
te (7 Mängel) sei, so kann man es in einem 
Protokoll der Länderpensen-Kommission 
nachlesen, von PwC abgearbeitet worden. 

Diese Erklärung mag politisch und er-
gebnisorientiert gerechtfertigt sein, ist 
aber weder inhaltlich substanziiert noch 
anhand des abgenommenen Gutachtens 
nachvollziehbar.

Der Bezirksrichterrat bei dem Oberlandes-
gericht Frankfurt am Main, personengleich 
als Hauptrichterrat der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit tätig seiend, hat vorläufig 
zuerst weit über 100 mängelbezogene Ver-
ständnisfragen bezüglich des PwC-Gutach-
tens an das Ministerium gestellt, welches 
auf noch keine dieser Fragen insoweit ge-
antwortet hat.

An dieser Stelle ist aber alternativlos 
nachhaltig der Ministerin Anerkennung 
und Dank zu zollen, als dass sie unlängst 
erklärte, die sinnvollen Fragen beantwor-
ten zu wollen.

Allerdings müsste man vorher in die Dis-
kussion eintreten, um das Existenzrecht 
dieser Diskriminierung zu ermitteln. 
Ich möchte, statt der vielen Probleme, en 
passant bemerkt, hervorheben, dass das 
Gutachten zumindest auch insgesamt vom 
Lenkungsausschuss nicht abgenommen 
worden ist, was die Validität der Zahlen 
für das Unterstützungspersonal betrifft, 
und das Problem der Spreizungen anspre-
chen. (Verweis auf Skizze)
Ich erlaube mir daher, uns an unseren Re-
chenunterricht oder Mathematikunterricht 

in der Grundschule zu erinnern und hier 
den Begriff der Gauß´schen Normalvertei-
lung in den Raum zu werfen.

Methodisch besteht das Problem darin, 
dass das arithmetische Mittel bzw. der Me-
dian auf der Horizontalachse in Richtung 
des Quellpunktes der Vertikalachse ver-
schoben worden ist, ohne dass dies das 
Gremium nachvollziehen kann und auch 
von der Hessischen Justizverwaltung bis-
her nicht nachvollziehbar dargelegt worden 
ist. 

Der Effekt ist deutlich, Per§y ist geboren, 
soll heißen: Weniger RichterInnen für Hes-
sen sind nötig.

Soll weiter heißen, die Gutachterin habe 
Daten rausgenommen, die ihr nach Plau-
sibilisierungsversuchen der Befragten nicht 
plausibel erschienen, weil wohl Richterin-
nen und Richter den 40-Stundenwochen-
maßstab um die Zeit-Größe-M überschrit-
ten hatten und diese Überschreitung nicht 
zur Zufriedenheit der Gutachterin erklärten.

Was dies im Einzelnen war, ist uns trotz 
mehrfacher Rückfragen nicht vorgetragen 
worden, so dass auch insoweit das Gutach-
ten im Dunkeln bleibt.
Was ist da eigentlich gut geachtet, wenn 
doch so schlecht?

Weiterhin ist darüber hinaus bekannt ge-
worden, dass z. B. das OLG München im 
Gutachten gelassen worden ist und das ein 
nicht unerheblicher Mitbestimmungsfaktor 
für die Bundesbasiszahl ist, obwohl hier 
Arbeitsverhältnisse herrschen, aus politi-
schen Gründen ist ein bestimmter Vergleich 
wohl nicht zulässig, welche nicht nur dazu 
führen, dass wohl im größeren Umfang Ein-
zelrichtertätigkeiten vorgenommen werden 
müssen, man spricht hier von richterlicher 
Notwehr, sondern darüber hinaus auch 
wohl keine schriftlichen Gutachten bzw. 
Voten erstellt werden können, was zu einer 
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Minimierung der Einsatzdaten für die Bun-
desbasiszahl führt, was ebenfalls zu einer 
Verschiebung in angegebener Richtung auf 
der Achse des Koordinatenkreuzes führt.

Demgegenüber ist ein anderes OLG, der 
Name wird von der Gutachterin vereinba-
rungsgemäß verschwiegen, also Celle, für 
bestimmte Geschäfte rausgenommen wor-
den, weil zu viel Zeit verbraucht wurde, 
was ebenfalls zu einer Absenkung der Ba-
siszahl führt.

Als richterliche Notwehrstrategien bezeich-
nete Verhaltensweisen der Richter werden 
so über Per§y zur Norm, aber der Richter 
ist ja bekanntermaßen unabhängig, nur der 
Durchschnitt ist Dienstpflicht, er bzw. sie 
kann ja noch länger arbeiten, was dann in 
der nächsten Erhebung wieder als unplau-
sibel ignoriert werden kann. So steigt das 
Plansoll nach jeder Plansollerfüllung und 
Plansollübererfüllung weiter. 

Die Vergangenheit lässt grüßen.

Ich möchte Sie nicht mit den wohl gegen-
wärtigen weit über hundert Verständnis-
Fragestellungen und Problematiken dieses 
sogenannten Gutachtens von PwC behelli-
gen.

Sollte tatsächlich an irgendeiner Stelle ein 
inhaltliches Interesse vorliegen, so mag 
man sich an mich wenden bzw. an die Ge-
schäftsstelle des Bezirksrichterrates bei 
dem Oberlandesgericht Frankfurt am Main, 
um zumindest unsere Schreiben und die 
Mangelschreiben der Verbände und der 
Landesjustizverwaltungen Ihnen zur Verfü-
gung zu stellen.

Ich stehe jedenfalls jederzeit zur Erörte-
rung zur Verfügung, auch ich will von der 
Besseren lernen.
Der einzige Wunsch, den ich habe, der aber 
auch Gesetzescharakter hat, ist der, dass 
das Ministerium gemäß dem HPVG i. v.m. 

dem HRiG sich mit dem Rat an einen Tisch 
setzt, solange es auch erforderlich ist, um 
die anstehenden Probleme ergebnisoffen, 
aber von einem gemeinsamen Willen zur 
Lösung der Probleme getragen seiend, sich 
zusammensetzt, um realistische bzw. ak-
zeptable Zahlen zu erarbeiten.

Ein Verweis auf die durchgeführte erste Sit-
zung und die geplante zweite Sitzung ist 
aus hiesiger Sicht lediglich geeignet, eine 
formale Rechtfertigung begründen zu kön-
nen, bei oberflächlicher Betrachtung, er 
ist aber nicht geeignet, ernsthaft die Pro-
blemstellungen gemeinsam zu erarbeiten 
und nach einer gemeinsamen Lösung zu 
suchen.

Jedenfalls sieht sich der Bezirksrichterrat 
bei dem Oberlandesgericht bzw. der Haupt-
richterrat der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
derzeitig nicht in der Lage, hinsichtlich des 
PwC-Pebb§y 2014 für die Methode Per§y ei-
nen entsprechenden Schein auszustellen.

Die hessische Richterschaft braucht keine 
Mondpensen und Fantasiezahlen, wir brau-
chen realistische Zahlen, die es ermögli-
chen, qualitativ gute Arbeit zu leisten.
Dies erfordert die richterliche Verantwor-
tung, die richterliche Unabhängigkeit ist 
kein Privileg für das Ministerium, um sich 
dahinter verstecken zu können. Eine Min-
destqualität ist zu sichern oder zu resi-
chern.

Daran ist zu arbeiten, solche Zahlen zu  
erstellen.

Zum Schluss möchte ich doch den Vertre-
tern und Anhängern des Ministeriums zu-
gestehen, dass in einer parlamentarischen 
Demokratie natürlich ein ständiger Kollisi-
ons- und Spannungsbogen existieren dürf-
te, zwischen Demos einerseits und Kratos 
andererseits, wobei das Adjektiv aufgrund 
monarchistischer Renaissance-Strukturen 
über die Parteiführung den Ausschlag gibt, 
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aber dennoch sollte eine Regierung den Mut 
aufbringen, mit dem eigenen Volk, wenn 
nicht so weitgehend, dann aber zumindest 
mit der eigenen Belegschaft in einen ernst-
haften und profunden Dialog einzutreten. 

Die eigene Belegschaft kann auch als ein 
effektiver und effizienter Produktionsfak-
tor gesehen werden, gerade in Zeiten der 
Schuldenbremse, und dies nicht nur für 
RichterInnen als Restmüllverantwortliche 
in ihren autonomen Sitzungssälen.

Wir, meine sehr verehrte Frau Ministerin, 
sie ist als Alter Ego immer unter und mit 
uns, also: mein sehr geehrter Herr Staats-
sekretär, meine sehr verehrten Damen und 
Herren aus dem Bereich der Dienststel-
lenleiter und Dienststellenleiterinnen, wir 
– der Bezirksrichterrat beim Oberlandesge-
richt bzw. Hauptrichterrat der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit - sind allzeit dazu bereit.

Ich schließe nunmehr - endlich! -, bedan-
ke mich für Ihr verstehendes Zuhören, an-
sonsten für Ihre Geduld, und freue mich 
auf eine weitere – selbst konstruktive - Zu-
sammenarbeit mit Ihnen als Partner und 
Partnerinnen.
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eJustice-Entwicklungen in Hessen schreiten voran

Ein Statusbericht nach dem Besuch des Vor-
stands des Hessischen Richterbunds beim e²-
Pilotgericht in Limburg

Im Jahr 2013 stellte das Bundessozialge-
richt fest, die Möglichkeit, Schriftsätze im 
gerichtlichen Verfahren als elektronisches 
Dokument zu übermitteln, habe noch keine 
erhebliche praktische Bedeutung (Urteil vom 
14. März 2013 - B 13 R 19/12 R). Für das Land-
gericht Limburg ist diese Rechtsauffassung 
kaum vertretbar. Hiervon konnte sich am 9. 
September 2015 der Vorstand des Deutschen 
Richterbunds Landesverband Hessen über-
zeugen.

I.	 Landgericht Limburg als e2-Testgericht

Der damalige Präsident des Landgerichts Dr. 
Christoph Ullrich und Geschäftsleiterin Moni-
ka Sommer stellten insbesondere die hessi-
schen IT-Entwicklungen eNachricht und e²T 
vor. Während eNachricht ähnlich einer Out-
look-Oberfläche in der Serviceeinheit den 
Versand von EGVP-Nachrichten an prozess-
beteiligte Rechtsanwälte ermöglicht, ist mit 
e²T ein erstes Programm der sog. e²-Familie 
nun auch am richterlichen Arbeitsplatz an-
gekommen. Die Entwickler haben sich auf 
die Fahnen geschrieben, die Texterstellung 
zu vereinfachen und hierbei auch vorsichti-
ge Automatisierungsprozesse in die Dezer-
natsarbeit einzubringen. So werden in die 

Ladungsverfügung verfügbare Terminstage 
automatisch eingetragen und die Schreiben 
an die Beteiligten je nach Art der Ladung in-
haltlich angepasst generiert – ohne Zweifel 
ein erheblicher Effizienzgewinn gegenüber 
herkömmlichen „Schubladenverfügungen“. 
In einer späteren Version soll dann in einem 
Vorschaufenster nicht nur ersichtlich sein, 
welche Schreiben, durch das Gericht erstellt 
und versandt wurden, sondern auch elektro-
nisch eingehende oder gescannte Dokumen-
te könnten dann für den Richter elektronisch 
verfügbar gemacht werden. Zurzeit wird hier-
für noch Scanarbeit durch die Wachtmeisterei 
des Gerichts geleistet.

II.	 Veränderungen durch das besondere 
Anwaltspostfach (beA)

Bereits ab 1. Januar 2016 dürfte der Aufwand 
hierfür aber deutlich abnehmen, weil dann 
jeder Rechtsanwalt aufgrund seiner Zulas-
sung durch die BRAK mit einem besonderen 
elektronischen Anwaltspostfach (beA) ausge-
stattet wird. Hierbei handelt es sich um ein 
„neues“ personengebundenes EGVP-Postfach 
jedes Rechtsanwalts bundesweit. Zwar be-
steht erst ab frühestens 2020 hierfür auch ein 
Nutzungszwang, alleine das Vorhandensein 
des Postfachs wird aber sicherlich vielmehr 
Rechtsanwälte zur freiwilligen Verwendung 
des elektronischen Kommunikationskanals 
bewegen. Zwar müssen sich die Rechtsan-
wälte individuell für das Postfach freischal-
ten, es wird aber – unabhängig von dieser 
Freischaltung – ab 1. Januar 2016 durch die 
Gerichte adressierbar sein. Hiervon werden 
die Gerichte im Wege des sog. initiativen 
elektronischen Rechtsverkehrs auch Gebrauch 
machen. § 174 Abs. 3 ZPO erlaubt die elek-
tronische Übermittlung an Personen, an die 
gegen Empfangsbekenntnis zugestellt werden 
darf (§ 174 Abs. 1 ZPO) oder an Personen, die 
einer elektronischen Zustellung ausdrücklich 
zugestimmt haben. Zu diesem Personenkreis 
gehören Rechtsanwälte stets. Diese Form der 
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Zustellung ist daher auch zulässig, wenn die-
se Personen zwar über ein den Anforderungen 
entsprechendes elektronisches Postfach ver-
fügen, gegenüber dem Gericht aber tatsäch-
lich gar keine elektronische Kommunikation 
betreiben – und eigentlich auch nicht betrei-
ben wollen. Im elektronischen Rechtsverkehr 
besteht deshalb kein Anspruch auf eine pos-
talisch übersandte gerichtliche Entscheidung 
mehr. Die einzige Option sich elektronischen 
Übermittlungen durch die Gerichte zu entzie-
hen, war daher bislang, ein eingerichtetes EG-
VP-Postfach wieder abzumelden. Diese Mög-
lichkeit besteht für die Rechtsanwaltschaft 
wegen 31a Abs. 1 BRAO n.F. ab 1. Januar 2016 
nicht mehr. Demgegenüber eröffnen sich den 
Justizverwaltungen enorme Einsparpotenziale 
im Portobereich durch eine möglichst offen-
sive Nutzung der elektronischen Kommunika-
tion. Aus Sicht der dortigen Serviceeinheiten 
besteht nicht einmal ein besonderer Arbeits- 
und Organisationsaufwand hierfür, denn die 
Gerichte können das gesamte EGVP-Adress-
buch jederzeit durchsuchen – je nach einge-
setzter Gerichts-Software (so bspw. bei der u. 
a. in Limburg eingesetzten eNachricht) auch 
teilautomatisiert.

Zustellungen werden daher bereits ab 1. Janu-
ar 2016 erfolgen; vor allem seitens der Gerich-
te, die derzeit bereits EGVP als Ausgangskanal 
nutzen, wie dem Landgericht Limburg oder die 
hessische Sozialgerichtsbarkeit, die ebenfalls 
eine Vorreiterrolle im elektronischen Rechts-
verkehr einnimmt, und auf eine Ausweitung 
dieser porto- und damit kostensparenden 
Versandart auf mehr Kommunikationspartner 
warten. Aber auch für die Zustellung von An-
walt zu Anwalt gem. § 195 ZPO eignet sich das 
beA. Letzteres gilt sogar unabhängig davon, ob 
ein Bundesland eine Rechtsverordnung gem. § 
130a ZPO erlassen hat oder nicht.

1.	 Fristenlauf bei Zustellungen in das beA

Ein Fristversäumnis im formalen Sinne droht 
insoweit nicht unmittelbar; die Zustellung 
erfolgt gem. § 174 ZPO stets (nur) gegen 

Empfangsbekenntnis. Zustellungsurkunden 
erfordern auch weiterhin den postalischen 
Weg. Dennoch wäre es höchst fahrlässig, 
nach dem 1. Januar 2016 das beA unbeachtet 
„in die Ecke zu stellen“, denn bspw. könnte 
das Gericht die Gerichtskostenvorschussan-
forderung dorthin übersenden und damit der 
weitere Betrieb des Verfahrens von dessen 
Kenntnisnahme abhängig sein. Jedenfalls in 
Hessen ist das bereits heute gängige Praxis. 
Auch unabhängig von möglichen nachteili-
gen Rechtsfolgen, wäre die Unkenntnis elek-
tronisch eingegangener Schriftsätze aber 
sicher auch keine wünschenswerte Außen-
darstellung für die Kanzlei.

Völlig risikolos wäre es ohnehin nicht, sich 
auf eine „schützende Wirkung“ des volun-
tativen Elements des Empfangsbekenntnis-
ses zu verlassen. Zwar ist die Rücksendung 
des Empfangsbekenntnisses ein Willensakt, 
hinsichtlich dessen nur standesrechtlich 
eine anwaltliche Mitwirkungspflicht be-
steht. Gem. § 189 ZPO gilt jedoch ein Doku-
ment, dessen Zustellung nicht nachweisbar 
ist oder das unter Verletzung zwingender 
Zustellungsvorschriften zugegangenen ist, 
in dem Zeitpunkt als zugestellt, in dem es 
tatsächlich zugegangen ist. Bei der Zustel-
lung „gegen Empfangsbekenntnis“ hat die 
Rechtsprechung sich bspw. mit § 189 ZPO 
dann beholfen, wenn das zurückgesandte 
EB nicht unterschrieben war oder kein Da-
tum trug. Fraglich ist aber, ob es im elektro-
nischen Rechtsverkehr nicht bereits genügt, 
dass aus den EGVP-Rückmeldedaten (die 
sog. „Acknowledgement-Datei“) ersichtlich 
ist, dass die übersandte Datei geöffnet 
wurde. Hiermit ist der tatsächliche Zugang 
in der Sphäre des Empfängers zweifelsfrei 
ersichtlich – und vor allem auch der exakte 
Zeitpunkt dessen. Ohne weiteres heilt dann 
§ 189 ZPO die fehlende Rücksendung des EB-
Formulars. Einzige Klippe bleibt daher, dass 
auch der Annahmewille nachweisbar sein 
muss. Hierfür wird das automatisch erzeug-
te Acknowledgement gewiss nicht ausrei-
chen. Wohl aber, wenn der Empfangswillen 



39

nachträglich aus den Umständen erkennbar 
wird, bspw. weil gegen die zugestellte Ent-
scheidung Rechtsmittel eingelegt und auf 
sie Bezug genommen wird. Der Fristbeginn 
ließe sich dann – unter Zugrundelegung der 
im Acknowledgement angegebenen Zeit – 
wesentlich früher ansetzen, was im Ergebnis 
leicht bedeuten könnte, dass es zu einem 
Fristversäumnis kommt.

II.	 beA und die qualifizierte elektronische 
Signatur

Im gerichtlichen Posteingang spielt das beA 
nicht nur in den Pilotgerichten eine Rolle. 
Dies ist vor allem relevant, weil mit dem 
beA eine Anpassung der Formvorschriften 
verbunden ist, die richterlich zu prüfen 
sind. Das beA wurde unter der These er-
dacht, dass dem elektronischen Rechts-
verkehr bislang unter anderem der Durch-
bruch verwehrt geblieben ist, weil dessen 
Bedienung zu schwierig gewesen sei. Als 
Hürde wurde insoweit vor allem die qua-
lifizierte elektronische Signatur (qeS) aus-
gemacht. Ein Vorteil des beA ist deshalb, 
dass für Dokumente, die hierüber durch 
den Rechtsanwalt übermittelt werden, auf 
die Anbringung der qualifizierten elektro-
nischen Signatur verzichtet werden kann 
(nicht muss). Die Schriftform wird bereits 
gewahrt, wenn der Schriftsatz eine ein-
fache Signatur (d. h. die – auch maschi-
nenschriftliche – Wiedergabe des Namens) 
trägt und er über das beA übertragen wird. 

Das eJustice-Gesetz enthält in seinem Art. 
26 Abs. 1 aber eine gut versteckte Falle: 
Während das beA ab 1. Januar 2016 be-
reitsteht, tritt die Formerleichterung des § 
130a Abs. 4 Nr. 2 ZPO – also die Möglichkeit 
auf die qeS zu verzichten – erst ab 1. Janu-
ar 2018 in Kraft. Ob die Unkenntnis dieser 
Vorschrift einen Wiedereinsetzungsantrag 
rechtfertigen wird, erscheint fraglich. Den 
„Transvermerk“ im Auge zu behalten ist 
deshalb vor allem in dieser Übergangszeit 
zwingend.

III.	 eJustice-Planungen in der hessischen 
Justiz

Die hessische Justiz ist insgesamt gut aufge-
stellt, um sich den durch das eJustice-Gesetz 
entstehenden neuen Aufgaben zu stellen. 
Als eines von nur drei Bundesländern (ne-
ben Sachsen und Brandenburg) hat Hessen – 
und das schon seit 2007 – den elektronischen 
Rechtsverkehr als Posteingangskanal zu den 
Gerichten flächendeckend eröffnet. Damit hat 
Hessen bereits die Kernforderung des eJus-
tice-Gesetzes erfüllt. Diese Vorreiterrolle hat 
dazu geführt, dass in Hessen nicht nur über 
Jahre Erfahrungen gesammelt und evaluiert 
werden konnten, sondern dass bereits heute 
eine unter Last getestete EGVP-Infrastruktur 
vorhanden ist; obschon diese sicherlich bei 
Zunahme der Last noch weiterer Verbesse-
rungen bedarf. Zudem ist Hessen das einzige 
Bundesland, das elektronische Bezahlverfah-
ren zulässt – und mit eOWI wurde in Hessen 
auch die bundesweit erste und bis heute ein-
zige echte elektronische Akte im Echtbetrieb 
genutzt.

eOWI ist aber nicht Blaupause für die zu-
künftige elektronische Akte in der hessi-
schen Justiz. Glücklicherweise, denn weder 
hinsichtlich der Leistungsfähigkeit, noch 
hinsichtlich der Arbeitsergonomie, wäre das 
dort eingesetzte Produkt einem Zivil- oder 
Verwaltungsprozess gewachsen. Hierfür sind 
deshalb andere Planungen erforderlich. Die 
Fachgerichte setzen mit EUREKA-Fach auf ein 
seit langem erprobtes und bewährtes Fach-
verfahren, das bereits heute „fit“ für den 
elektronischen Rechtsverkehr und sogar für 
eine elektronische Aktenführung und -dar-
stellung ist. Die hessische Justiz ist zudem 
Mitglied im sog. e2-Verbund. In diesem Ver-
bund entwickeln mehrere Bundesländer, u. 
a. die Schwergewichte Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen, gemeinsam mehrere 
Softwaremodule, jeweils mit dem Akronym 
„e2“, die für den elektronischen Postverkehr 
(e2P), die Texterstellung (e2T) und vor allem 
die ergonomische Sicht auf die zukünftige 
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elektronische Akte (e2A) zum Einsatz kommen 
sollen. Der modulare Aufbau der Software soll 
die Einbindung der bisherigen Softwaresys-
teme (bspw. EUREKA, MESTA usw.) flexibel er-
möglichen. Die Einheitlichkeit der eingesetzten 
Produkte dient der Ermöglichung zentraler Sup-
port- und Schulungsstrukturen. Für Richterin-
nen und Richter ist naturgemäß vor allem die 
Funktionsfähigkeit von e2A von vitalem Inter-
esse, muss diese Software doch all das bieten, 
was in diversen Literatur- und Kongressbeiträ-
gen stets als die „Mehrwerte“ einer elektro-
nischen Akte präsentiert wird. Hierzu gehören 
bspw. die Volltextsuche, Filter-, Strukturierungs- 
und Annotationsmöglichkeiten. Gleichzeitig 
muss das Programm größtmögliche Stabilität 
und Performanz aufweisen und eine einfache, 
fast intuitive Bedienung – auch für computer-
technische Laien – ermöglichen. Das alleine ist 
hinsichtlich der Programmierung keineswegs 
trivial. Im Übrigen zeigen die bisher gemachten 
Erfahrungen, dass ein bedeutender Vorteil der 
eAkte ihre ständige Verfügbarkeit ist; hieraus 
folgt, dass die Akzeptanz der elektronischen 
Akte wesentlich damit zusammenhängt, ob es 
gelingt, sie flächendeckend nicht nur am Ar-
beitsplatz, sondern auch über Telearbeitsplätze 
verfügbar zu machen.

IV.	 Einbeziehung der Praxis

Um die diesbezüglichen Anforderungen zu sam-
meln, haben das Justizministerium bzw. die 
IT-Stelle zahlreiche Beiräte eingerichtet. Neben 
den Gremien der IT-Stelle selbst – dem IT-Beirat, 
der aus den Chefpräsidenten besteht, und dem 
IT-Projektrat, der Versammlung der IT-Referen-
ten – sind die Richter- und Staatsanwaltsvertre-
tungen einschließlich der Frauen- und Schwer-
behindertenbeauftragten im sog. Gremienbeirat 
vertreten. Die Praxisbeteiligung wird über sog. 
Fachbeiräten zu den einzelnen Softwaremo-
dulen des e2-Verbunds erreicht und auch die 
Organisationsreferenten der Obergerichte be-
fassen sich in einem Arbeitskreis mit eJustice-
Themen. Hinzu kommen Arbeitsgruppen spezi-
ell zum elektronischen Rechtsverkehr und zum 
Scanning, die mit Vertretern der Gerichtsbarkei-

ten bestückt sind. Nun genügt das Gründen von 
Arbeitsgruppen alleine bekanntlich noch nicht, 
um eine tatsächlich brauchbare Software auf 
die Schreibtische zu bekommen. Es wird wichtig 
sein, genau den Fortgang der Softwareentwick-
lung zu beobachten und darüber zu wachen, 
dass die Anregungen aus den verschiedenen 
Arbeitsgruppen tatsächlich umgesetzt werden. 
Gleiches gilt für die Qualität und Ergonomie der 
zukünftig zu beschaffenden Hardware und die 
Zurverfügungstellung von Telearbeitsplätzen. 
Hier sind jeweils erst - andererseits vielleicht 
auch immerhin (verglichen mit anderen Bun-
desländern) - erste Schritte gemacht.

V.	 Fazit

Die praktische Bedeutung der elektronischen 
Kommunikation wird ab 2016 durch das beA 
sprunghaft zunehmen. Mit dem verpflichten-
den elektronischen Rechtsverkehr ab 2020 wird 
sie endgültig zum unbestreitbaren Rückgrat 
der gerichtlichen Korrespondenz werden. Die 
oben zitierte Rechtsauffassung des Bundes-
sozialgerichts gehört dann ins Museum. Rich-
terinnen und Richter tun gut daran, sich den 
daraus ergebenden Veränderungen konstruk-
tiv zu stellen. Der elektronische Rechtsverkehr 
alleine verändert den juristischen Arbeitsplatz 
noch kaum; die Einführung der elektroni-
schen Akte wird dagegen eine kleine Revolu-
tion. Den Kopf in den Sand zu stecken oder 
auf eine rechtzeitige Pensionierung zu hoffen, 
ist (jedenfalls für die Wenigsten) zielführend. 
Richtig und wichtig ist es, die Veränderung 
unserer Arbeitsplätze so zu begleiten und mit-
zugestalten, dass wir uns auch in Zeiten des 
elektronischen Rechtsverkehrs und der elek-
tronischen Gerichtsakte noch und wohlmög-
lich sogar effizienter auf unsere eigentlichen 
Aufgaben konzentrieren können. Die Beispiele 
aus der Sozialgerichtsbarkeit oder dem Landge-
richt Limburg zeigen, dass in der Digitalisierung 
Chancen für die gesamte hessische Justiz be-
stehen. Die elektronische Akte wird kommen; 
es liegt nicht nur am Justiz- und am Finanzmi-
nister, sondern auch an uns, wie gut sie wird!  
Dr. Henning Müller, RLSG Darmstadt
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Wegerich, Moderne Kriminalgesetzgebung: 

Produzent von Parteiverrat?

Besprechung 

von Richter am LG Dr. Jochen Kirschbaum*

Rein statistisch betrachtet hat die Strafvor-
schrift des Parteiverrats (§ 356 StGB) in der 
forensischen Praxis kaum Bedeutung.  Setzt 
man dies ins Verhältnis zur Gesamtkrimina-
lität und zur Anwaltsdichte, scheint es sich 
bei dem Parteiverrat um ein Randproblem zu 
handeln. 

Doch dieser Eindruck täuscht, wie die von 
Wegerich nun vorgelegte Analyse einiger be-
sonders praxisrelevanter und aktueller Pro-
bleme zeigt.  Tatsächlich scheinen die o. a. 
Befunde eher Ausdruck einer Unkenntnis des 
Straftatbestands oder doch zumindest einer 
wohlmeinenden Anwendung durch die Justiz 
gegenüber der anwaltlichen Kollegenschaft 
zu sein.  

Die genannte Arbeit fragt danach, ob und 
wenn ja welche Strafbarkeitsrisiken für Ver-
teidiger und Rechtsbeistände gem. § 356 StGB 
durch die Regelung der Verständigung im 
Strafverfahren (§ 257c StPO) und der Aufklä-
rungshilfe (§ 46b StGB) geschaffen wurden. 
Ausgangspunkt ist folgende einfache und 
überzeugende Beobachtung: Das Strafpro-
zessrecht verfolgt als ein ganz wesentliches 
Ziel, das Verfahren von Interessenkonflikten 
aller professionell Beteiligten freizuhalten, 
denn allein so erscheint der schwierige Weg 
zur Wahrheitsermittlung möglich. Man er-
kennt dies nicht nur an der statusrechtlichen 
Stellung des Verteidigers  inklusive des Ver-
bots der gemeinschaftlichen Verteidigung (§ 
146 StPO), sondern auch an den existieren-
den Ausschlusstatbeständen für Richter.  Ge-
rade der objektiv-formelle Standpunkt, den 
das Gesetz im letzteren Bereich einnimmt, 

zeigt deutlich: Die StPO hält diesen Grundsatz 
sehr hoch: Gerichtspersonen sind nicht erst 
dann ausgeschlossen, wenn tatsächlich ein 
Interessenkonflikt besteht. Vielmehr genügt 
schon ein entsprechender Anschein bzw. das 
objektive Vorliegen eines der in §§ 22f. StPO 
genannten Verhältnisse. 

Wegerich setzt nun dieses aus dem Prozess-
recht entwickelte allgemeine Prinzip in Be-
ziehung zum materiellen Recht des § 356 
StGB. Hierbei werden gewisse Strukturana-
logien deutlich: Denn auch im Rahmen des 
§ 356 StGB findet sich u. a. als eine ganz we-
sentliche Voraussetzung des Tatbestandes, 
dass aufseiten des Rechtsbeistandes ein „In-
teressengegensatz“ bestehen muss. Die Fest-
stellung und Bewertung dieses Interessenge-
gensatzes ist für die „Pflichtwidrigkeit“ des 
„Dienens“ i.S. § 356 StGB von entscheidender 
Bedeutung. Wegerich zeigt mit umfassender 
Begründung, dass bei der Auslegung dieser 
Tatbestandsvoraussetzungen eine ähnliche 
Perspektive einzunehmen ist, wie in den o. 
a. prozessrechtlichen Fragestellungen: näm-
lich eine objektive („objektive Theorie“). So 
verstanden flankiert § 356 StGB durch seinen 
materiell-rechtlichen Schutzbereich in gewis-
ser Weise das o. a. prozessuale Grundprinzip: 
Es schützt auch den Prozess vor bestimmten, 
für den Angeklagten naturgemäß besonders 
gefährlichen Interessenkonflikten des eige-
nen Verteidigers. Als Ausgangspunkt bleibt 
damit – trotz aller Selbstständigkeit von Pro-
zessrecht und materiellem Recht – eine ur-
sprünglich recht harmonische Einbettung des 
§ 356 StGB in sein prozessrechtliches Umfeld. 

In diese Konzeption hat der Gesetzgeber – so 
Wegerich weiter – mit den Bestimmungen zur 
Verständigung in Strafsachen (§ 257c StPO) 
und zur sog. „Kronzeugenregelung“ (§ 46b 
StGB) in erheblicher Weise eingriffen. Vertei-
digern und Rechtsbeiständen wird nun vom 



42

(Verfahrens-)recht selbst eine teils beinahe 
janusköpfige Stellung zugewiesen. Sie ar-
beiten in den Fällen einer Verständigung 
und der Aufklärungshilfe gewissermaßen 
der Justiz bei der Aufklärung von Strafta-
ten zu. Der Gesetzgeber selbst trägt des-
wegen durch das Programm der beiden Be-
stimmungen – systemwidrig – einen bunten 
Strauß an denkbaren Interessengegensät-
zen in den Strafprozess hinein. 

Dies führt zu im Einzelfall derzeit nur 
schwer kalkulierbaren Strafbarkeitsrisiken 
für den Verteidiger und Rechtsbeistand. 
Denn – anders als man meinen könnte – 
ist die Staatsanwaltschaft im Verfahren 
der Verständigung gem. § 257c StGB durch-
aus „Partei“ i.S. § 356 StGB, wie Wegerich 
ausführlich zeigt. Und auch das prozessu-
al Erlaubte des Verständigungsverfahrens 
bewahrt keinesfalls vor einer Strafbarkeit. 
Denn auch die sukzessive Doppelvertretung 
mehrerer Mandanten ist prozessual erlaubt 
(§ 146 StPO) und kann gleichwohl in einer 
Vielzahl von Fällen zur Strafbarkeit des 
Anwalts führen. Die sich auf dieser Basis 
ergebenden Risiken werden im Anschluss 
anhand typischer Konstellationen (Falsch-
beratung, der „geplatzte Deal“ und die be-
sonders gefährliche informelle Verständi-
gung) praxisnah dargestellt und bewertet . 
In ähnlicher Weise handelt die Darstellung 

im Anschluss die Aufklärungshilfe gem. § 46b 
StGB ab. Hierbei erweisen sich besonders 
Doppelvertretungen für den Verteidiger und 
– dies ist ein weiteres wichtiges Ergebnis 
von Wegerich - den Zeugenbeistand als ge-
fährlich. Als letzten Themenkomplex unter-
sucht Wegerich die besonders heikle Einbin-
dung von Rechtsbeiständen zur Aufdeckung 
betriebsinterner Straftaten im Bereich der 
Compliance. Die hier denkbaren Interessen-
gegensätze zwischen dem mandatierenden 
Unternehmen und den oftmals ebenfalls 
durch den Rechtsbeistand „betreuten“ Mit-
arbeitern bzw. zwischen Mutter- und Toch-
terkonzern sind komplex und vielgestaltig. 
Gerade eine möglichst effiziente Wahrneh-
mung der Mandanteninteressen birgt hier 
besondere Strafbarkeitsrisiken des Rechts-
beistandes . 

Fazit: Die Arbeit ist äußerst lesenswert. Sie 
bietet einerseits einen gut verständlichen 
Überblick über das schwierige Recht des 
Parteiverrats. Andererseits sind gerade die 
dargestellten aktuellen Problembereiche 
von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
im Alltag. Vermutlich wird jeder strafrechtli-
che Praktiker gleich mehrere Prozesssituati-
onen in jüngerer Vergangenheit entdecken, 
in denen sich die Frage entsprechender 
Strafbarkeitsrisiken für Verteidiger oder 
Zeugenbeistand stellte.
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RICHTER SIND DOCH AUCH (NUR) MENSCHEN

Vor vierzig Jahren gab es für den jungen Ju-
risten, der in den Staatsdienst strebte, weil 
er sich lieber alimentieren lassen wollte, 
als freiberuflich gute Kohle zu machen, die 
Wahl: Richter oder nur Staatsanwalt. In der 
Regel war die Entscheidung endgültig. Nur 
wenige Staatsanwälte wechselten damals in 
Hessen zur Richterschaft. Umgekehrt erst 
recht nicht. So ist es vielleicht zu verstehen, 
dass sich seinerzeit zwischen Richtern und 
Staatsanwälten eine Art Hassliebe entwickel-
te. Diese Konstellation gab es allerdings nur 
unter jüngeren Kollegen. Junge Staatsanwäl-
te begegneten älteren Richtern mit Respekt. 
Ja, so war das damals. Allerdings, wenn wir 
Strafverfolger unter uns waren, dominierten 
in bierseliger Runde auch Respektlosigkei-
ten. Da wurde gelästert und gewitzelt, weil 
es unter den Schöffenrichtern – wir hatten bis 
zum Rechtspflegeentlastungsgesetz nach der 
Wende mit Strafrichtern (damals Einzelrich-
ter genannt) wenig zu tun – auch einige sehr 
kauzige Typen gab.

Nicht nur die bekannte ZDF-Sendereihe „Kö-
niglich-Bayerisches Amtsgericht“ aus den 
70er Jahren konnte Lacher erzeugen. Auch die 
hessische Richterschaft hatte ihre Originale. 
So kann ich mich an verschiedene Schöffen-
richter erinnern, die wegen ihrer Eigenarten 
heute in einer Zeit, die eher von Richterinnen 
geprägt ist, nur schwer vorstellbar wären. 
Der „Kölsche Jung“ war ein betagter Richter, 
der zwar spät, aber dafür sehr lukrativ, ge-
heiratet hatte, und zwar eine Witwe, die ein 
berühmtes und florierendes Beerdigungs-
institut leitete. Mithin war er nicht nur als 
Richter, sondern auch – nicht unwichtig – fi-
nanziell völlig unabhängig. Oder ein anderer 
Kollege, von uns Staatsanwälten nur „Buster 
Keaton“ genannt, weil man ihn nie lachen 
oder nur lächeln sah. Ein weiterer Schöffen-
richter hatte es aufgrund seiner humorvollen 
(„U-Haft schafft Rechtskraft“) und vor allem 
schneidigen Verhandlungsführung („Wer 
laufen kann, kann auch sitzen“) geschafft, 

dass an seinen Sitzungstagen mittwochs und 
freitags der Saal immer gut gefüllt war. Die-
se Öffentlichkeit wurde allgemein als seine 
Fangemeinde bezeichnet. Ein Richterkollege, 
späterer Vorsitzender einer Strafkammer, ge-
zeichnet von einer Gesichtsverletzung aus 
dem Weltkrieg, hatte einmal nach Beratung 
mit seinen Schöffen das Urteil verkündet und 
in der knappen mündlichen Begründung kei-
nen Zweifel offen gelassen, dass es das Urteil 
der Schöffen gewesen sei. 

Unter Kollegen wurde vor vielen Jahren in ge-
selliger Runde immer wieder einmal von ei-
nem Richter erzählt, der ein Unikum gewesen 
sein soll. Und die Erzählungen klangen sämt-
lich wenig glaubhaft, auf jeden Fall wurde 
viel gelacht. Es ging um einen Kollegen aus 
Frankfurt am Main, der allerdings in Hanau 
Recht sprach. Die erzählten Ereignisse lagen 
bereits Jahre zurück. Der Richter war schon 
lange Jahre pensioniert. Keiner der Erzähler 
wusste, wo er abgeblieben war, viele hielten 
ihn für tot. 

Eines Tages kam ich in eine Apotheke, wo 
man mich und meinen Beruf kannte, und 
der Apotheker bediente gerade einen älte-
ren Herrn. Der war von schmächtigem Wuchs 
und fiel auf wegen seiner hohen Stimme. 
Er erzählte laut und im gesamten Verkaufs-
raum wahrnehmbar von seinen Tagesplänen, 
dass er nämlich jetzt auf die Zeil ginge, um 
nach den jungen Mädchen mit den kurzen 
Röcken Ausschau zu halten. Dabei schien er 
quietschvergnügt und unterbrach seine nä-
heren Ausführungen zu seinem Vorhaben 
durch ein herzhaftes heiseres Lachen.

Als der Apotheker mich erkannte, lachte er 
ebenfalls und stellte mir einen „Kollegen“ 
vor. Der Kollege bekam diesen Versuch, eine 
neue Bekanntschaft zwischen einem Amtsge-
richtsrat a. D. und einem jungen Staatsanwalt 
zu vermitteln, überhaupt nicht mit, sondern 
erzählte weiter von seinen beabsichtigten 
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Vergnügungen auf der Zeil. Es dauerte eine Wei-
le, bis ich begriff, wen ich da per Zufall getrof-
fen hatte: den in vielen Anekdoten belächelten 
Amtsrichter Kuhl. * Name geändert. 

Kollege Kuhl fuhr jeden Morgen mit der Deut-
schen Bundesbahn, die es damals in den 60er 
Jahren noch gab, vom Ostbahnhof nach Hanau. 
Er war auf dem Bahnsteig bekannt, zumal seine 
Anwesenheit tagtäglich zur gleichen Zeit stets 
für gute Unterhaltung sorgte. Weniger amüsiert 
waren einige Berufskollegen, die im Ostend 
wohnten und ebenfalls auf den Zug warteten. 
Sie wurden dann mit der durchdringend hohen 
Stimme angesprochen, wobei die gesamte Un-
terhaltung keineswegs auf Zimmer- und Bahn-
steiglautstärke geführt wurde. Einmal soll er, 
umgeben von einer fremden Menschenmenge, 
laut fistelnd einen Kollegen gefragt haben, ob 
dieser denn den Kollegen Soundso kenne und 
ob er überhaupt wisse, was mit dem los sei. 
Das sehe man doch deutlich, wie der redet, wie 
der geht und so weiter. „Der ist doch schwul!“ 
Wohl gemerkt: Während der Kanzlerschaft von 
Konrad Adenauer und selbst noch einige Jahre 
danach stand im Strafgesetzbuch der § 175 mit 
der Überschrift „Unzucht zwischen Männern“, 
die mit Gefängnis bestraft wurde.

Bei einer Testamentseröffnung, die damals 
noch in die amtsrichterliche Zuständigkeit fiel, 
war Richter Kuhl an diesem Tage etwas miss-
launig, zumal alles wohl nicht in seinem Sinne 
klappte. Er rief die Beteiligten nach der Namens-
liste des Vorgangs auf. Die Zurufe der Erschie-
nenen waren nicht vollständig. Aus der Akte 
las Kuhl einen Namen vor, worauf ihm nicht 
mit „hier“ oder so ähnlich geantwortet wurde. 
Kuhl wurde noch unwirscher, sodass er nicht 
auf die betroffenen Gesichter sämtlicher Anwe-
senden achtete. Er rief nochmals den Namen 
auf. Nach einer kurzen Pause wurde er durch 
die Protokollführerin kleinlaut aufgeklärt, dass 
er den Erblasser aufgerufen habe. Die Reaktion 
Kuhls scheint verbürgt: „Das ist mir vollkom-
men egal. Wenn ich jemanden vorlade, dann hat 
derjenige auch zu erscheinen!“

Es musste den Richter Kuhl dann noch einmal 
ganz gewaltig getroffen haben, als er, der seit 
Jahren amtierende und geborene Zivilrichter, in 
einer Strafsache aushelfen und als gesetzlicher 
Richter verhandeln musste. Es ging um den „Ha-
senfall“. Ein Stallhase war aus demselben ent-
wendet worden und drei Nachbarn standen im 
Verdacht und schließlich als Angeklagte vor dem 
Amtsgericht. Alle drei waren mit ihren Verteidi-
gern erschienen und bestritten auf das Lebhaf-
teste, etwas mit dem entwendeten Stallhasen zu 
tun zu haben. Die gehörten Zeugen verwirrten 
mehr als sie Klarheit verschaffen konnten. Rich-
ter Kuhl verwies immer wieder auf den Ankla-
gesatz. Den gemeinschaftlichen Diebstahl durch 
die drei Angeklagten habe sich der Staatsanwalt 
doch nicht aus den Fingern gesogen. Die drei An-
wälte verwiesen auf die dürftige Beweislage. So 
ging es hin und her.

Es war inzwischen Nachmittag und für den Amts-
richter Kuhl ziemlich spät geworden. Er wurde 
unleidig und forderte den Staatsanwalt und die 
Verteidiger zu kurzen Plädoyers auf und verkürz-
te das letzte Wort der drei Angeklagten durch 
eigene Ausführungen. Bevor alle Prozessbeteilig-
ten den Saal verlassen hatten, rief er nach dem 
Sitzungswachtmeister, dem er laut erklärte, er 
habe bislang kein Urteil in einem Strafverfahren 
gegen drei Angeklagte verkündet. Er benötige 
als Vorlage für seine Entscheidung eine Akte aus 
dem Archiv, und zwar gegen mehrere Angeklag-
te, am besten drei. Und ganz wichtig: Alle drei 
müssten auch alle verurteilt worden sein.

Über Staatsanwälte habe ich keine solchen Ge-
schichten gehört. Darum bin ich sicher, es gibt 
keine. Wenn doch, sind sie bestimmt erlogen. 
Dass man einen Staatsanwalt der 70er und 80er 
Jahre „Django“ nannte, nur weil er stets bewaff-
net war, ist boshaft gewesen: Es gibt nämlich 
keinen Beweis, dass er jemals einen Mitmen-
schen erschossen hätte. 

Peter Köhler (Porno-Köhler), 

Oberstaatsanwalt a. D. 
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Beitrittserklärung 

Ich erkläre meinen Beitritt zum Deutschen Richterbund – Bund der Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte – Landesverband Hessen 

und zur Bezirksgruppe .., mit Wirkung vom ............................................................. 

Name:...................................... Vorname:.................................... geb.:...................................... 

Amtsbezeichnung:............................................... Dienstort:....................................................... 

Richterin/Richter auf Probe bitte Einstellungsdatum angeben: 

Privatanschrift:  

(Straße)................................................................................................................. 

(PLZ, Ort).................................................................................................................................... 

(Email).......................................................................................... 

.............................., den............................... Unterschrift:........................................................... 

In die Übermittlung bzw. Speicherung meiner Anschrift zum Zwecke der Erfassung der Mitglieder 
des Deutschen Richterbundes durch die Bezirksgruppe, den Landesverband und den 
Bundesverband willige ich in entsprechender Anwendung von § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 9 BDSG ein. 

.............................., den............................... Unterschrift:........................................................... 

Einzugsermächtigung 

Name:......................................................... Vorname:................................................................ 

Ort:.............................................................. Straße:................................................................... 

Ich ermächtige den Deutschen Richterbund Landesverband Hessen, meinen Mitgliedsbeitrag 
in Höhe von derzeit 140,00 € von folgendem Konto bis auf Widerruf abzubuchen: 

IBAN:................................................. BIC:....................................................................... 

Name des Instituts.........................................Name des Kontoinhabers: .................................. 

Mir ist bekannt, dass über die Möglichkeit hinaus, der Abbuchung binnen 6 Wochen zu widersprechen, 
der Deutsche Richterbund im laufenden Jahr abgebuchte Beträge auf Anforderung erstattet, ohne 
dass eine Begründung für die Anforderung gegeben werden muss. Wenn mein Konto die erforderliche 
Deckung nicht aufweist, besteht seitens des kontoführenden Kreditinstituts keine Verpflichtung zur 
Einlösung. 

.............................., den............................... Unterschrift:........................................................... 

Deutscher Richterbund  Landesverband Hessen: 
Vorsitzender: RiAG Dr. Daniel Saam, mail: daniel.saam@richterbundhessen.de 
Stellv. Vorsitzende: Ri’inAG Constanze Zanner, mail: constanze.zanner@richterbundhessen.de 
Zweite stellv. Vorsitzende LOStA a. D. Dr. Ursula Goedel, mail: drgoedel@tonline.de  


